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TEL 030/18305
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u E-Mail an:

Kommunikation mit Wirtschaftsministerium bezüglich Abstandsrege-

lungen bei Windkraftanlagen

Ihre E-Mail an das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukle-

are Sicherheit (BMU) vom 19. Mai 2020 über den webservicehttps://frag-

denstaat.de

Unser Zeichen: IK III 4 - 0723/001-2020-0022

Berlin,{6.06.2020

Sch

vielen Dank für Ihre E-Mail vom 19. Mai 2020, in der Sie um Übersendung

aller Unterlagen zur Kommunikation mit dem Bundesministerium für Wirt-

schaft und Energie (BMWi) bezüglich Abstandsregelungen bei Windkraft-

anlagen nach dem Umweltinformationsgesetz (UIG)baten.

Der Zugang zu Umweltinformationen ist Grundlage für eine wirksame Be-

teiligung von Bürgerinnen und Bürgern in Umweltangelegenheiten und da-

mit ein wichtiges Instrument für den Schutz von Natur und Umwelt.

Leider kann ich Ihrem Antrag auf Zugang zu den von Ihnen gewünschten

Umweltinformationen nicht entsprechen.

Zustell- und Lieferadresse: Robert-Schuman-Platz 3, Zufahrt über Heinrich-von-Stephan-Straße, 53175 Bonn

Verkehrsanbindung:Haltestelle Robert-Schuman-Platz, Stadtbahnlinien 66 und 68
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Begründung:

Das UIG regelt den Zugang zu Umweltinformationenbei informations-

pflichtigen Stellen des Bundes ($1 Absätze I und 2 UIG).

Bei den sogenannten Abstandsregelungen für Windkraftanlagen geht es um

die Festlegung eines Mindestabstandes von Windkraftanlagen zur Wohnbe-

bauung,der gesetzlich geregelt werden soll. Hierzu haben sich die Koaliti-

onsfraktionen in einem Kompromiss auf die Aufnahmeeiner Länderöff-

nungsklausel im Baugesetzbuch verständigt; die Länder erhalten somit die

Möglichkeit, ein Mindestabstand von bis zu 1.000 Metern von Windrädern

zur Wohnbebauungfestzulegen sowie darüber zu entscheiden, wie viele

Häuser als Wohnbebauung angesehen werdensollen.

Die von Ihnen begehrte Kommunikation des BMU zu den Abstandsregelun-

gen mit dem BMWistehen also in unmittelbarem Zusammenhangzu den

Tätigkeiten des BMU im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens. Das Ge-

setzgebungsverfahren wird nach derzeitigem Stand nicht vor Mitte Juli 2020

abgeschlossensein.

Gemäß $ 2 Abs. 1, Nr. 1 Buchst. a UIG gehören oberste Bundesbehörden,

soweit und solange sie im Rahmen der Gesetzgebungtätig werden,nicht zu

den informationspflichtigen Stellen im Sinne des UIG.

Ihr Antrag vom 19. Mai 2020 muss daher abgelehnt werden.

Die Beantwortung Ihrer Anfrage erfolgt gebühren- und auslagenfrei.
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Ich bedauere, Ihnen keinen günstigeren Bescheid geben zu können. Sollten

Sie weitere Auskünfte zum Verfahren und zu sonstigen Fragen benötigen,

stehe ich gerne zur Verfügung.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegendiese Entscheidung in Abschnitt I. kann innerhalb eines Monats nach

Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruchist beim Bun-

desministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, Strese-

mannstraße 128 - 130, 10117 Berlin einzulegen.

Mit freundlichen Grüßen,

im Auftrag

 

Hinweise zum Datenschutz:

Die von Ihnen übermittelten personenbezogenen Daten (z.B. Name und An-

schrift) wurden bzw. werden zum Zwecke der Kontaktaufnahme und Bear-

beitung Ihres Anliegens verarbeitet. Die Rechtsgrundlage dafür ist Artikel 6

Absatz 1 Buchst. e Datenschutz-Grundverordnungin Verbindung mit $ 3

Bundesdatenschutzgesetz. Ihre Daten werden gemäß den für die Aufbewah-

rung von Schriftgut geltenden Fristen der Registratur-Richtlinie, die die Ge-

meinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) ergänzt, gespei-

chert. Weitere Informationen hierzu und über Ihre Betroffenenrechte finden

Sie in der Datenschutzerklärung des BMU: www.bmu.de/datenschutz.




